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Offensive Wachs-
tumsstrategien statt
defensiver Sparkon-
zepte hat der Bun-
desvorsitzende der
Verkehrsgewerk-
schaft GDBA, Klaus-
Dieter Hommel, vom
Personalvorstand der
DB AG, Norbert
Bensel, gefordert.
Bensel war Gast der
fünften Sitzung des
Bundeshauptvorstan-
des der GDBA in
Köln.

ines machte der Perso-
naldirektor der Deut-
schen Bahn gleich zu
Anfang deutlich: Vom
wirtschaftlichen Erfolg

hängen im Unternehmen viele
Arbeitsplätze ab. Und wirt-
schaftlich erfolgreich sei die DB
AG nur dann, wenn sie sich im
Wettbewerb behaupten könne.
Dies falle zunehmend schwer.
Während Bensel auf die nach
seiner Auffassung zu hohen Tari-
fe abhob, kritisierten die Mit-
glieder des Bundeshauptvor-
standes der Verkehrsgewerk-
schaft GDBA die „Rotstiftpoli-
tik” der DB AG. Wer Schalter
schließe oder Öffnungszeiten
einschränke verprelle potentiel-
le Kunden. Das große Plus der
Deutschen Bahn, der Service
durch qualifizierte Mitarbeiter,
werde dadurch verspielt, hieß
es. Unverständnis wurde auch
angesichts der Entscheidung
geäußert, die Zahl der Zugbe-
gleiter zu verringern. 
Für den Arbeitsdirektor der
Deutschen Bahn hingegen ist
das Gebot der Stunde die Effizi-
enzsteigerung und ein deutli-
ches Mehr an Flexibilität. „Wir
können es uns nicht mehr erlau-
ben, einen Vielzahl an Zugbe-
gleitern durch halbleere Züge
fahren zu lassen”, sagte er. Hier
müsse der Bedarf der Nachfrage
angepasst werden, was von den

Mitarbeitern ein hohes Maß an
Flexibilität erfordere. Gleiches
gelte für die Vertriebskosten, die
man immer noch nicht im Griff
habe. 
Wir sind in vielen Bereichen
einfach zu teuer, sagte Bensel.
Bei den anstehenden Verhand-
lungen zur Fortschreibung des
„Beschäftigungsbündnis Bahn”
wolle man deshalb eine Absen-
kung der Personalkosten um
zehn Prozent erreichen.
Zugleich machte Norbert Bensel
vor dem Bundeshauptvorstand
der Verkehrsgewerkschaft GDBA
deutlich, dass es für die DB AG
nicht die  Frage sei, ob man den
Verzicht auf betriebsbedingte
Kündigungen auch für die näch-
sten Jahre aussprechen wolle,

sondern nur, unter welchen
Bedingungen man dies tun kön-
ne. „Eine solche Zusage muss
sich für uns rechnen”, sagte er.  

Bahn macht Angebot
Im zweiten Spitzengespräch
zwischen Bahnvorstand und
den Gewerkschaften erklärte
sich die DB AG bereit, den
Schutz vor betriebsbedingten
Kündigungen bis 2010 zu ver-
längern. Die geforderte Absen-
kung der Arbeitskosten um zehn
Prozent wird von den Gewerk-
schaften allerdings weiterhin als
„unakzeptabel” bezeichnet.
„Noch beinhaltet das Angebot
zu viele Kröten”, so GDBA-Chef
Hommel. Eine Einigung sei des-
halb noch lange nicht im Sicht.

Kündigungsverzicht:

Verlängerung bis
2010 gefordert
Die Verkehrsgewerkschaft
GDBA hat ihre Forderung nach
einer Fortschreibung des Tarif-
vertrags zur Beschäftigungssi-
cherung bei der DB AG bekräf-
tigt. Dazu  gab es am Freitag, den
22. Oktober, ein Spitzenge-
spräch zwischen Konzern-
führung und Gewerkschaften in
Berlin. Die GDBA forderte,
gemeinsam mit der Gewerk-
schaft Transnet, betriebsbeding-
te Kündigungen bis 2010 aus-
zuschließen.
„Die langfristige Beschäfti-
gungssicherung hat für uns aller-
höchste Priorität”, machte
GDBA-Chef Klaus-Dieter Hom-
mel deutlich. Das bislang beste-
hende Beschäftigungsbündnis,
das unter anderem den Verzicht
auf betriebsbedingte Kündigun-
gen vorsieht, läuft am 31.
Dezember 2004 aus.
„Die Unruhe unter den Beschäf-
tigten ist groß”, warnten die bei-
den Gewerkschaftsvorsitzen-
den, Klaus-Dieter Hommel und
Norbert Hansen. Ursache hier-
für sei zum einen das politische
Umfeld.  Jüngst wieder laut
gewordene Forderungen, den
DB Konzern zu zerschlagen,
schafften nicht unbedingt Ver-
trauen in die Zukunft des eige-
nen Arbeitsplatzes. Andererseits
machten auch verschiedene
Entscheidungen des Unterneh-
mens, wie etwa der rigorose
Ausgabenstopp, den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern zu
schaffen. 
„Deshalb brauchen wir ein kla-
res Bekenntnis der Konzern-
führung zur Sicherung von
Arbeitsplätzen”, machte der
GDBA-Chef deutlich. Er forder-
te einen Tarifvertrag abzu-
schließen, in dem betriebsbe-
dingte Kündigungen bis zum
Jahr 2010 ausgeschlossen wer-
den. Hierfür bestehe „dringen-
der Handlungsbedarf”. 
Zugleich warnten Hommel und
Hansen die Arbeitgeberseite
davor, „unzumutbare Gegenfor-
derungen” aufzumachen. Dies
würde die Verhandlungen
erheblich belasten.

siehe auch Bericht auf 
dieser Seite und auf Seite 8

Flexibiltät
gefordert

Arbeitsdirektor Norbert Bensel war Gast des Bundeshauptvorstan-
des der Verkehrsgewerkschaft GDBA.
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Die politische Aus-

einandersetzung um

den Fortbestand des

integrierten Kon-

zerns und die aktuel-

le Unternehmensent-

wicklung haben die

Beschäftigten der 

DB AG erneut verun-

sichert. Bei den Kol-

leginnen und Kolle-

gen wächst die Angst

um ihren Arbeits-

platz und ihre beruf-

liche Perspektive 

im Bahnkonzern. 
er Bundeshauptvor-
stand der Verkehrsge-
werkschaft GDBA hat
sich auf seiner Sitzung
am 28. Oktober aus-

führlich mit der aktuellen Situa-
tion beschäftigt und die nach-
folgende Entschließung verab-
schiedet:
Nach der Verschiebung des Bör-
senganges fordert der Bundes-
hauptvorstand der Verkehrsge-
werkschaft GDBA von Eigentü-
mer und Vorstand der Deut-
schen Bahn AG eine auf
Beschäftigungssicherung ausge-
richtete Ausgestaltung der Voll-
endung der Bahnreform. Dazu
gehört zwingend der Erhalt des
Konzernverbundes aus Trans-

port-, Service- und Infrastruktur-
gesellschaften. 
Die Zerschlagung des Bahnkon-
zerns würde auf Dauer der
Deutschen Bahn und der deut-
schen Volkswirtschaft die Fähig-
keit nehmen, die prognostizier-
ten Verkehrsmengen ökologisch
verträglich und ökonomisch
sinnvoll zu bewältigen. Der Ent-
wicklungs- und Innovations-
fähigkeit des Eisenbahnwesens
im größten Mitgliedsland der
Europäischen Union würde
zudem nachhaltiger Schaden
zugefügt. 
Der Bundeshauptvorstand
macht die Zustimmung der Ver-
kehrsgewerkschaft GDBA zu
einem Börsengang von der
Umsetzung folgender Forderun-
gen abhängig:
● Wachstumsstrategien in allen

Kernbereichen des Unterneh-
mens müssen endlich Vorrang
haben vor defensiven Spar-
konzepten und der einseiti-
gen unternehmenspoliti-
schen Fokussierung auf einen
Börsengang. Für Wachstums-
strategien, die langfristig
Beschäftigung und letztend-
lich den wirtschaftlichen Fort-
bestand und Wert des Kon-
zerns sichern, gibt es aus
ökonomischer Sicht keine
ernstzunehmende Alternati-
ve.  

● Abschluss eines Beschäfti-
gungssicherungstarifvertra-
ges, der einen Schutz vor
betriebsbedingten Kündigun-
gen bis 2010 beinhaltetet, um
das Vertrauen der Beschäftig-
ten in eine wachstumsorien-
tierte Unternehmenspolitik

schen Eisenbahn-Reklame
(DERG) würden schwerwie-
gende Fehler der Vergangen-
heit wiederholt.

● Stetige Investitionen in die
Aus- und Fortbildung der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbei-
ter. Das langfristige Ziel der
Bestandssicherung des Kon-
zerns, wozu aufgrund 
der produktionstechnischen
Besonderheiten im Schienen-
verkehr auch und gerade die
Gewinnung eigenen Nach-
wuchses zwingend zählt, darf
nicht Zielen und Maßnahmen
untergeordnet werden, mit
denen ausschließlich kurz-
fristige Schwankungen etwa
im Konjunkturablauf ausge-
glichen werden sollen.

● Der Eigentümer muss endlich
durch eine Verstetigung der
Haushaltsmittel auf hohem
Niveau seiner Verantwortung
für die Finanzierung der Infra-
struktur in vollem Umfang
gerecht werden. Der voll-
ständige Ersatz der öffentli-
chen Mittel für Maßnahmen
des Neu- und Ausbaus durch
die Emission von neuen Akti-
en wird aufgrund der für die-
se Projekte benötigten hohen
Summen nicht möglich sein.
Der Verantwortung auch für
diesen Teil der Infrastruktu-
rinvestitionen darf sich die
öffentliche Hand deshalb
auch nach einem Börsengang
nicht entziehen.

Ein Börsengang, den die
Beschäftigten des Bahnkon-
zerns lediglich dulden, wird
scheitern. Die Kolleginnen und
Kollegen müssen ihn wollen!

herzustellen und den damit
verbundenen Prozess weite-
rer Veränderungen bewälti-
gen zu können. Wachstum
und Beschäftigungssicherung
sind zwei Seiten ein und der-
selben Medaille und bedin-
gen sich gegenseitig.

● Schluss mit der weiteren
Reduzierung des Angebotes
und von Serviceleistungen
sowie mit Produktionsein-
schränkungen und dem damit
verbundenen Personalabbau
allein zum Zwecke der Ver-
besserung des Börsenimages
des Bahnkonzerns. 

● Kein Verkauf von Unterneh-
mensteilen zur Verbesserung
des Unternehmensergebnis-
ses. Mit einem Verkauf sol-
cher Gesellschaften wie
Scandlines oder der Deut-

Entschließung des Bundeshauptvorstands der Verkehrsgewerkschaft GDBA

Beschäftigungssicherung und
Wachstumsstrategien müssen...

...Vorrang vor dem 
Börsengang haben!
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